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// Im Blickpunkth

Steuergestaltung birgt Risiken, die es zu minimieren gilt, z.B. auch im Bereich der Daseinsvorsorge, der eine tragende

S�ule der kommunalen T�tigkeit ist: In vielen F�llen unterliegen staatliche Zusch�sse der Umsatzsteuer (vgl. Fiebelkorn/

Petzold, S. 2544). Auch die Abgrenzung zwischen verm�gensverwaltender und gewerblicher T�tigkeit f�llt insbesondere

bei Ein-Objekt-Leasingfonds-Gesellschaften nicht immer leicht (L�dicke/Rode, S. 2552). Wie Steuerrisiken beim Verkauf

verzinslicher Forderungen verringert werden, beschreibt Hahne (S. 2546).

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Betriebsver�ußerung auch bei

anschließender Beratert�tigkeit des

Ver�ußerers f�r den Erwerber

Durch Urteil vom 17.7.2008 – X R 40/07 – hat der

BFH entschieden: Eine steuerbeg�nstigte Be-

triebsver�ußerung liegt auch dann vor, wenn der

Ver�ußerer als Berater des Erwerbers t�tig wird.

Denn er hat die bisherige gewerbliche T�tigkeit

vollst�ndig eingestellt und sich eine neue Ein-

kunftsquelle erschlossen. Unternehmerinitiative

und -risiko bestehen nur f�r die Beratert�tigkeit.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2543-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: H�lftiger ESt-Erstattungsanspruch bei

Zusammenveranlagung auch bei Insolvenz

des einen Ehegatten

Das hat der BFH durch Urteil vom 30.9.2008 –

VII R 18/08 – entschieden: Gescheitert ist die

Ehefrau mit ihrem Begehren, den gesamten Er-

stattungsanspruch f�r sich mit dem Argument

zu verbuchen, dass sie angesichts der Insolvenz

ihres Ehegatten die ESt-Vorauszahlungen geleis-

tet habe und damit nur ihre eigene Steuerschuld

habe tilgen wollen.

Wie der BFH urteilt, ist zwar derjenige, f�r des-

sen Rechnung die Zahlung bewirkt worden ist,

erstattungsberechtigt. Bei Zusammenveranla-

gung bestehe aber die Vermutung, dass auf die

gemeinsame Steuerschuld gezahlt wird, solange

im Zeitpunkt der Zahlung keine andere Til-

gungsabsicht kundgetan wird. Eine solche sei

vorliegend nicht ge�ußert worden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2543-2

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisungen
BMF: Umsatzsteuervorauszahlungen als

regelm�ßig wiederkehrende Ausgabe

Im Schreiben vom 10.11.2008 – IV C 3 – S 2226/

007/10001 – hat das BMF zum Urteil des BFH

vom 1.8.2007 – XI R 48/05 – Stellung genom-

men. Dieser hatte Umsatzsteuervorauszahlun-

gen als regelm�ßig wiederkehrende Ausgaben

i. S. d. § 11 Abs. 2 S. 2 EStG qualifiziert. Das gilt

nach Auffassung des BMF dann auch im Fall von

USt-Erstattungen; diese stellen dann regelm�ßig

wiederkehrende Einnahmen i. S. d. § 11 Abs. 1

S. 2 EStG dar.

Das BMF stellt aber klar, dass die Grunds�tze des

BFH-Urteils vom 1.8.2007 in allen noch offenen

F�llen anzuwenden sind. Es wird nicht beanstan-

det, wenn s�mtliche USt-Vorauszahlungen und

-erstattungen vor dem 30.4.2008 nicht als regel-

m�ßig wiederkehrende Ausgaben/Einnahmen

behandelt werden.

VolltextderSchr.: // BB-ONLINE BBL2008-2543-3

unterwww.betriebs-berater.de

BMF: Vorsteuer-Verg�tungsverfahren –

Verzeichnis zur Gegenseitigkeit mit

Drittstaaten

Das BMF hat mit Schreiben vom 10.11.2008 –

IV B 9 – S 7359/07/10009 – zum Vorsteuer-Ver-

g�tungsverfahren die Verzeichnisse der Dritt-

staaten, zu denen die Gegenseitigkeit i. S.d. § 18

Abs. 9 S. 6 UStG bestehen, und der Drittstaaten,

zu denen die Gegenseitigkeit nicht gegeben ist,

aktualisiert. In das erstgenannte wurde Pakistan

ab dem 1.7.2008 aufgenommen; auch wurde

dem Beitritt Bulgariens und Rum�niens zur EU

Rechnung getragen; in das letztgenannte Ver-

zeichnis wurden Montenegro, Pakistan (seit

1.7.2008) und Serbien aufgenommen.

Das Schreiben ersetzt dasjenige vom 21.7.2005

– IV A 6 – S 7359 – 108/05, BStBl. I 2005, 832).

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2008-2543-4

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Bundesregierung:

Koalitionsausschuss �ber ErbSt einig

Am 6.11.2008 hat sich der Koalitionsausschuss

auf eine Reform des Erbschaftsteuer- und des

Bewertungsrechts geeinigt. Danach m�ssen Wit-

wen, Witwer und Kinder des Erblassers keine

Erbschaftsteuer auf ein vererbtes Haus zahlen,

wenn sie es mindestens zehn Jahre selbst nut-

zen. In dieser Zeit d�rfen sie es daher weder ver-

mieten, noch verpachten noch als Zweitwohn-

sitz nehmen. F�r Kinder gilt die zus�tzliche Vo-

raussetzung, dass die Wohnfl�che des Hauses

nicht gr�ßer als 200 Quadratmeter sein darf. Da-

neben k�nnen Ehegatten f�r ererbtes Geldver-

m�gen einen Freibetrag von 500 000 Euro gel-

tend machen; f�r Kinder gilt ein solcher von

400 000 Euro.

F�r Firmenerben soll es zwei Optionen geben,

deren Wahl nicht mehr revidiert werden kann:

– F�hren sie den ererbten Betrieb im Kern sieben

Jahre fort, werden von der Besteuerung 85%

des �bertragenen Betriebsverm�gens ver-

schont, wenn die Lohnsumme nach sieben

Jahren nicht weniger als 650% der Lohnsum-

me zum Erbzeitpunkt betr�gt. Der Anteil des

Verwaltungsverm�gens am betrieblichen Ge-

samtverm�gen darf h�chstens 50% betragen.

– F�hren die Firmenerben den ererbten Betrieb

im Kernmindestens zehn Jahre fort, werden sie

vollst�ndig von der Erbschaftsteuer verschont,

wenn die Lohnsumme nach zehn Jahren nicht

weniger als 1000% der Lohnsumme zum Erb-

zeitpunkt betr�gt. Daneben darf der Anteil des

Verwaltungsverm�gens am betrieblichen Ge-

samtverm�gen h�chstens 10% betragen.
(PM BMF vom 11.11.2008)

Der Kompromiss ist allerdings auch politisch

noch strittig; er bedarf der Zustimmung des Bun-

desrats, die am 19.12.2008 erfolgen soll (eventuell

auf einer Sondersitzung bereits am 12.12.2008).

Auch werden von Fachleuten Bedenken gegen die

Verfassungsm�ßigkeit der geplanten Neuregelun-

gen ge�ußert. Der Gang nach Karlsruhe ist also

vorprogrammiert, falls der Entwurf in aktualisier-

ter Fassung entsprechend den u. a. Vorgaben des

Koalitionsausschusses tats�chlich Gesetz werden

sollte. N�heres dazu in der Presseschau in diesem

Heft.
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